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A 0176/2022 (DDI) 

Auftrag fraktionsübergreifend: Grundlagen für die Pandemiebekämpfung verbes-

sern (14.09.2022)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die kantonale Gesetzgebung anzupassen, um alle Leis-

tungserbringer im Gesundheitswesen in die Bekämpfung einer Epidemie, Pandemie oder ei-

ner vergleichbaren Situation einbeziehen zu können und ihre Abgeltung im Gesetz zu regeln. 

Entschädigungen durch den Kanton sind subsidiär zu Kostenbeteiligungen von Dritten wie 

Bund oder Krankenversicherern zu leisten. 

 

Begründung 14.09.2022: schriftlich. 

 

Als einziger Kanton stimmte der Kanton Solothurn mehrmals über Zahlungen an die eigenen 

Spitäler und Kliniken, die aufgrund der hoheitlichen Beanspruchung ihrer Ressourcen (Inten-

sivpflegestation [IPS]-Plätze, Geräte für die extrakorporale Membranoxygenierung, Bereit-

stellung von Schutzmaterial, Einschränkung von nicht dringend angezeigten medizinischen 

Eingriffen und Zurverfügungstellung von Personal der Privatspitäler zu Gunsten der öffentli-

chen Spitäler und vieles mehr) nötig wurden. Die geführten Debatten zeigten die Wichtigkeit 

und Bedeutung der Gesundheitsversorgung im Kanton Solothurn auf, aber auch dass die Ent-

schädigungsfrage gesetzlich im Unterschied zu nahezu allen anderen Kantonen nicht gelöst 

ist. Im Rahmen der Pandemiebewältigung ist dies durchaus als Mangel in der kantonalen Ge-

setzgebung zutage getreten. Die kantonalen Behörden können keine Zusagen machen und 

sind wohl mindestens teilweise auf den Goodwill der Spitäler angewiesen. Die fehlende ge-

setzliche Grundlage führt dazu, dass Massnahmen immer zuerst «ausgehandelt» werden müs-

sen. Es fehlt an Planungssicherheit für die Spitäler wie auch für die Behörden. Der Kanton 

Solothurn ist diesbezüglich ein merkwürdiger Sonderfall. Wenn aber der Kanton auf externe 

Ressourcen zugreift, dann muss er für sein Handeln auch hinstehen, andernfalls ist, wie dar-

gelegt, das Planen unmöglich und es werden einzelne Leistungserbringer eingeschränkt oder 

gar Teile der Gesundheitsversorgung gefährdet. Eine Leistung, welche (hoheitlich) verlangt 

wird, ist auch angemessen zu entschädigen. Ansonsten steht der Vorwurf der Leistungser-

schleichung im Raum und ist wohl für die Glaubwürdigkeit und das Ansehen des Kantons sehr 

abträglich. Wo sinnvoll, können dabei auch die Unterschiede zwischen öffentlichen und pri-

vaten Leistungserbringern berücksichtigt werden. Die Schaffung einer gesetzlichen Grundla-

ge bietet Gewähr für Verlässlichkeit.  

 

Unterschriften: 1. Fabian Gloor, 2. Markus Spielmann, 3. Karin Kissling, Rea Eng-Meister, Pat-

rick Friker, Kuno Gasser, Rolf Jeggli, Susanne Koch Hauser, Edgar Kupper, Matthias Meier-

Moreno, Stefan Nünlist, Georg Nussbaumer, Daniel Nützi, Michael Ochsenbein, Stephanie 

Ritschard, Patrick Schlatter, Sarah Schreiber, Thomas Studer, Bruno Vögtli, Benjamin von Dä-

niken, Susan von Sury-Thomas, Marie-Theres Widmer, André Wyss (23) 


